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Ein Scharnier zwischen Alt und Neu
EUROPA Michael Gehler schildert den Weg Österreichs von der erzwungenen Neutralität in

die EU. Die Befürworter des Beitritts sahen die Chance, die nationale Souveränität zu bewahren

Von Volker Kronenberg

Soll sich die EU zu einem Bundesstaat
entwickeln, ein Staatenverbund bleiben
oder gar wieder zu einem Staatenbund
werden? Die Auffassungen hierüber wei-
chen in den jeweiligen Mitgliedstaaten si-
gnifikant voneinander ab, je nach dem,
wie man das Verhältnis des eigenen Staa-
tes zur Union bestimmt. Dass Deutschland
an einer Überwindung tradierter Natio-
nalstaatlichkeit aufgrund der langen Schat-
ten des Dritten Reiches gelegen ist, ist in
Europa hinlänglich bekannt und wird
nicht selten mit Stirnrunzeln quitiert.

Dass selbstbewusste Nationalstaaten
wie Großbritannien oder Frankreich eben-
so wenig wie die jungen mittelosteuropäi-
schen Demokratien, die mit Ende des kom-
munistischen Jochs gerade wieder zu na-
tionaler Selbstbestimmung gelangt sind,
daran Interesse haben, ist wenig verwun-
derlich. Gleichwohl eint sie alle, ob
Deutschland, Frankreich, Großbritannien,
Polen oder Ungarn, das Interesse an einer
Mitgliedschaft in der EU. Verwunderlich?
Nein. Hier nun kommt Österreich ins Spiel.

Das Verhältnis Österreichs zu Europa
hat der in Innsbruck und Bonn forschende
Historiker Michael Gehler zum Thema ei-
ner Untersuchung gemacht, der Respekt
gebührt und die Beachtung verdient. In
zwei Bänden, einem Darstellungs- und ei-
nem Dokumenten-Band vermag es Gehler
nicht nur, den „langen Weg" der Alpen-
republik vom Ende der Monarchie bis zur
Mitgliedschaft in der Europäischen Union
im Jahre 1995 zu rekonstruieren, sondern
darüber hinaus eine beeindruckende „tour
d'horizont" des europäischen Integra-
tionsprozesses vom Ende des Zweiten
Weltkriegs bis in die Gegenwart vorzule-
gen, die ihresgleichen sucht.

Zürn Inhalt: Österreich, seit 1955 wieder
souveräner Staat, hatte als Preis für natio-
nale Eigenständigkeit eine vor al-
lem von Seiten der Sowjetunion
geforderte „immerwährende
Neutralität" zu bezahlen, die in
der Folgezeit jenseits sicher-
heitspolitischer und ökono-
misch-politischer Westintegra-
tion allenfalls eine Westorientie-
rung erlaubte. Gleichwohl zwang
die geostrategisch und sicherheitspolitisch
heikle Lage im Kalten Krieg, zwangen die
Größe und spezifische Ressourcenlage des
Staates sowie die Abhängigkeit seiner öko-
nomischen und sozialen Lebenschance
von den Handels- und Wirtschaftsbezie-
hungen zum westlichen Ausland die ös-
terreichischen Bundesregierungen zu einer
schrittweisen, behutsamen Integrations-
politik gen Westen [1961 und 1963 wurden

Europafans: Vizekanzler Erhard Busek freut sich im Juni 1994 mit Anhängern iiberdas Ja der Österreicher zum EU-Beitritt. FOTO: DPA

Anträge auf EWG-Assozierung gestellt),
die jedoch nie das Band zur Sowjetunion
bzw. den ostmitteleuropäischen Staaten
gefährden durfte.

Aus dem anfänglichen Diktat der Neu-
tralität entwickelte sich nach und nach
ein selbstbewusst eingesetztes Mittel ös-
terreichischer Außenpolitik, welches
1989/90 mit dem Zusammenbruch des
Kommunismus in Mittel- und Osteuropa
allerdings seine Bedeutung verlor. War ein
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Beitritt Österreichs zur EWG bzw. EG auf-
grund des sowjetischen Vetos bis in die
Ära Gorbatschow unrealistisch, so spie-
gelte das EG-Beitrittsgesuch Österreichs
vom 17. Juli 1989 jenen weltpolitischen
Wandlungsprozess wider, in dessen Folge
Österreich neben Finnland und Schweden
zum 1. Januar 1995 Mitglied der nunmehr
15 Staaten umfassenden Europäischen
Union wurde.

Aufschlussreich nun ist - auch mit Blick
auf die bevorstehende Ost-Erweiterung der
EU um zehn neue Mitgliedstaaten -, dass
es den österreichischen EG/EU-Beitritts-
befürwortern in ihrer Argumentation für
Europa nicht zuletzt um eine Bewahrung
nationaler Souveränität ging.

Das Projekt „Europa" impliziert(e) für
Österreich keineswegs ein Absterben der
Nationen und eine Abschaffung der na-
tionalen Souveränität. Im Gegenteil: Eu-

ropa schaffe, so die Interpreta-
tion am Wiener Ballhausplatz,
eine Voraussetzung für ihr Über-
leben, wenn auch in veränderter,
das heißt eingeschränkter Form.
Mit anderen Worten: EWG, EG
und EU gelten als Instrumente
kollektiver Wahrnehmung origi-
när nationafstaatlicher Interes-

sen und Kompetenzen.
„Als Nichtmitglied der Union", warb der

ÖVP-Spitzenpolitiker Alois Mock seiner-
zeit entsprechend für einen Beitritt seines
Landes zur EU, „hätte Österreich deutlich
geringere Möglichkeiten, seine Interessen
im internationalen Kräftespiel durchzu-
setzen. Dies nicht zuletzt auch im Ver-
hältnis zur Europäischen Union, die ja
selbst für die kleineren europäischen

Nichtmitgliedstaaten einen übermächtigen
Partner darstellt."

Ist Österreich im neunten Jahr seiner
EU-Mitgliedschaft ein „hartnäckiger und
schwieriger EU-Partner", wie Michael
Gehler abschließend fragt? Wer an die
fragwürdige Sanktionspolitik der 14 EU-
Staaten im Jahre 2000 angesichts der Bil-
dung einer ÖVP/FPÖ-Koalition in Wien
denkt, wird wohl mit „Ja" antworten.

Doch Österreich ist vor allem ein wich-
tiger EU-Partner, der, so verdeutlicht das
Studium dieses wertvollen politisch-histo-
rischen Psychogramms der europäischen
Integrationsbewegung, aufgrund seiner
geographischen Lage sowie seiner politi-
schen Vergangenheit eine Scharnierfunk-
tion zwischen dem „alten" Europa, den
westeuropäischen Gründungsstaaten der
Gemeinschaft, und jenem „neuen" Euro-
pa, den mitte!- und osteuropäischen Bei-
trittsländern, erfüllen oder womöglich eine
Vermittlerfunktion übernehmen kann.
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